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entschied, dürfen schon im Bewilligungsverfahren die vom Re
visionskläger vorgebrachten neuen Tatsachen und Beweise voll
gewürdigt werden und kann der Richter die Revision erst be
willigen, wenn er sich aufgrund eines Beweisverfahrens von der
Unrichtigkeit des früheren Urteils überzeugt hat-. Die Revisions
instanz ist indes auch nach dem kantonalen Prozeßrecht nicht

gehalten, das Schwergewicht des Beweisverfahrens in solcher
Weise ins Bewilligungsverfahren zu verlegen, und sie kann die
Wiederaufnahme auch aufgrund einer nur vorläufigen und sum
marischen Prüfung zulassen imd die endgültige Entscheidung
über die Richtigkeit des im früheren Urteil angenommenen
Sachverhalts demjenigen Gericht überlassen, das im neuen, wie
der aufgenommenen Verfahren zuständig ist. Wie das Kassations
gericht in dem erwähnten Entscheid ausführte, liegt diese zweite
Lösung eigentlich näher, weil das Grericht die Beweise in der
öffentlichen Hauptverhandlung mit grösserer Sicherheit würdi
gen kann als in dem überwiegend schriftlichen Bewilligungsver
fahren. Auch werde der Sinn einer Neubeurteilung der Sache
durch das Gericht, das das frühere Urteil gefällt hat, in Frage
gestellt, wenn schon die Bewilligungsinstanz die Beweise voll
ständig gewürdigt habe.

Aus den vom Kassationsgericht angeführten Gründen prü
fen die Strafkammern als Bewilligungsinstanzen die von einem
Revisionskläger neu geltend gemachten Tatsachen und Beweis
mittel im allgemeinen bloß in einem vorläufigen Sinn auf ihren
Wahrheitsgehalt bzw. (bei den Beweismitteln) auf ihre Über
zeugungskraft hin. Hievon abzuweichen besteht im vorliegenden
Fall kein triftiger Grund.

3,. Das Bezirksgericht Zürich ging in seinen Urteilen vom

24. April 1973 und 13. März 1974 von der vollen Zurechnungs
fähigkeit von X aus. Die im Wiederaufnahmebegehren behaup
tete in leichtem bis mittlerem Grade verminderte Zurechnungs-

rfähigkeit ist daher neu. Sie ist aufgrund des bereits erwähnten
psychiatrischen Gutachtens der Klinik St. Urban vom 14. De
zember 1976 auch glaubhaft gemacht.Dies jedenfalls hinsichtlich
des mit den genannten Urteilen geahndeten wiederholten und
fortgesetzten Fahrens ohne Führerausweis im Sinne von Art 95
Ziff. 2 SVG. Da diese Handlungen nur zwei bis drei Jahre vor
den mit dem Urteil des Obergerichts des Kantons Luzem vom
20. April 1977 abgeurteilten ^eichartigen Straftaten liegen,
kann angenommen werden, der psychische Zustand des' Ge
suchstellers sei damals insofern nicht anders gewesen. G^wiß
handelt es sich beim Fahren ohne Führerausweis im Sinne von

Art. 95 Ziff. 2 SVG um Übertretungen. Bei der Verurteilung
durch das zürcherische Bezirksgericht vom 13. März 1974 zu drei
Monaten Gefängnis und Fr. 100.— Buße lag jedoch das Haupt
gewicht klar auf diesen, mit zehn Tagen Haft und Buße als Min
deststrafe bedrohten Handlungen, und auch beim Urteil vom
24. April 1973kam ihnen bei der Strafzumessung wesentlicheBe
deutung zu. Da die glaubhaft gemachte verminderte Zurech
nungsfähigkeit leichten bis mittleren Grades ist, hätte ihre Be-
rücksichtigvmg eine Strafmilderung zur Folge. Darüber hinaus
kann nicht ausgeschlossen werden, daß der Gesuchsteller auch
bei den übrigen Urteilen des Bezirksgerichtes Zürich vom 24.
April 1973und 13. März 1974geahndeten strafbaren Handlungen
vermindert zurechnungsfähig war. Die Wiederaufnahme ist daher
zu bewilligen. .Obergericht n, StrK 22.6. 1978

Mitgeteilt von Obergerichtssekretär Dr. L. Raymann, Zürich
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Moench, Christoph: Verfassungswidriges Gesetz und
Normenkontrolle. Studien und Materialien zur Verfassungs-
gerichtsbarkedt 8. 200 S. (Baden-Baden 1977. Nomos.) Brosch.
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Cyiese Studie befaßt sich mit der Praxis des deutschen Bun-
desverfassimgsgerichtes, wonach ein verfassungswidriges Gesetz
als ipso iure nichtig anzusehen ist. Schwierigkeiten entstehen,
wed sich die Feststellung der Nichtigkeit eines Gesetzes auf be
reits abgeschlossene Tatbestände nur bedingt auswirken kann.
In der Schweiz stellen sich diese Probleme nicht, weil nach der
Praxis des Schweizerischen Bundesgerichtes die Aufhebung eines
allgemein verbindlichen verfcissungswidrigen Erlasses nur un
mittelbar im Anschluß an dessen Eröffnung verlangt werden
kann, und nachher nur noch die einzelnen auf Ihm beruhenden
Verfügungen angefochten werden können. Das angezeigte Buch
ist daher für den schweizerischen Juristen nur von geringer
praktischer Bedeutung, zeigt aber, wie zutreffend die in unserem
Recht getroffene Regelung ist Dr. D. von Rechenberg, Zürich

Eitting, Karl / Wlotzke, Otfried / Wißmann, Hellmut:
Mitbestinmnmgsgesetz. Kommentar. XV, 586 S. (München
1976. Vahlen.) Geb. DM 98.—.

Dieser nur wenige Monate nach dem Inkrafttreten des
neuen deutschen Mitbestimmungsgesetzes erschienene Kommen
tar besticht durch den Reichtum an Einzelfragen, zu denen
präzis Antwort gegeben wird. Möglich war dies, weil die Au
toren als zuständige Referenten im Bundesministerium für Ar
beit und Sozialordnung jahrelang an den Entwürfen zum Mit
bestimmungsgesetz gearbeitet hatten und sie sich deshalb mit

den einzelnen Bestimmungen schon im voraus detailliert ausein
andersetzen mußten. Der Kommentar stellt so gewissermaßen
eine «authentische Interpretation» dar.

Für den. ausländischen Benutzer besonders wertvoll ist
neben dem Abdruck der wesentlichen Vorschriften auch aus
anderen Erlassen insbesondere die fast fünfeigseitige Einleitung,
eine hervorragende Übersicht über Zielsetzung und Arten der
Mitbestimmung und ihre Rechtfertigung, über die Vorgeschichte
und Entstehung des heutigen deutschen Gesetzes, dessen Mo
dell und dessen wesentlichste Merkmale.

Prof. Peter Forstmoser, Zürich

Mitteilungen
Tagung der Gesellschaft für Rechtsvergleichung

Die Gesellschaft für Rechtsvergleichung hält in diesem Jahr
zusammen mit der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Univer
sität Lausanne, der Assooiation Suisse de Droit Compare und der
Österreichischen Gesellschaft für Rechtsvergleichung vom-12. bis
15. September in Lausanne ihre «Tagung für Rechtsvergleichung
1979» ab.

Vorgesehen sind Vorträge und Diskussionen zum Öffentli
chen Recht, zum Zivilrecht, zum Strafrecht, zum Händeis- und
Wirtschaftsrecht, zur vergleichenden Rechtsgeschichte, zum ver
gleichenden Rechtsschutz und Urheberrecht sowie zum Europa
recht.

Interessenten können eine Einladung und ein Programm
beim Sekretariat der Gesellschaft für Rechtsvergleichung, Werth
mannplatz, D-7800 Freiburg, anfordern.


